Racial Profiling in Deutschland: UN-Experten weisen auf die Situation von Menschen afrikanischer Abstammung hin
BERLIN/ GENF (27. Februar 2017) – In Deutschland sind Menschen afrikanischer Abstammung  jeden Tag Opfer von rassistischer Diskriminierung, Afrophobie und Racial Profiling. Doch ihre Situation wird von der Gesellschaft kaum wahrgenommen, lautete das Fazit einer Expertengruppe der Vereinten Nationen heute am Ende ihres ersten offiziellen Besuchs* in Deutschland. 

„Die Polizeibehörden streiten immer wieder ab, dass es in Deutschland Racial Profiling gibt, und durch das Fehlen eines unabhängigen Beschwerdemechanismus auf Bundes- und Länderebene wird Straflosigkeit gefördert“, erklärte Ricardo Sunga, der aktuelle Vorsitzende der Expertengruppe.

Um Informationen aus erster Hand zu rassistischer Diskriminierung, Afrophobie, Fremdenfeindlichkeit und damit verbundener Intoleranz gegenüber Menschen afrikanischer Abstammung in Deutschland zu bekommen, besuchte eine Delegation der Arbeitsgruppe vom 20. bis 27. Februar Berlin, Dessau, Dresden, Frankfurt, Wiesbaden, Düsseldorf, Köln und Hamburg.

„Es besteht ein erheblicher Mangel an Daten, die nach ethnischer Zugehörigkeit aufgeschlüsselt sind, und es ist ein eingeschränktes Geschichtsverständnis zu beobachten. Hierdurch wird die Größenordnung von strukturellem und institutionellem Rassismus gegenüber Menschen afrikanischer Abstammung verschleiert“, erklärte Sunga.

Die Delegation, zu der auch die Menschenrechtsexperten Mireille Fanon Mendes-France und Sabelo Gumedze gehören, begrüßte die Bemühungen der Behörden, gegen rassistische Diskriminierung von Menschen afrikanischer Abstammung vorzugehen.

„Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, dass institutioneller Rassismus und rassistische Vorurteile im Strafrechtssystem eine effektive Ermittlungsarbeit und die Strafverfolgung von Tätern in Fällen von rassistischer Gewalt, Racial Profiling und Hassverbrechen gegen Menschen afrikanischer Abstammung verhindern“, so Sunga.
Während ihres 8-tägigen Besuchs trafen die Menschenrechtsexperten Vertreter von Bundes- und Landesbehörden und Vertreter von nationalen und regionalen Menschenrechtsinstitutionen sowie von zivilgesellschaftlichen Initiativen.

Sie warben ebenfalls für die Internationale Dekade für Menschen afrikanischer Abstammung, die von 2015 bis 2024 dauert und sowohl darauf abzielt, den Beitrag von Menschen afrikanischer Abstammung in ihren Gesellschaften hervorzuheben, als auch nationale, regionale und internationale Zusammenarbeit zu stärken, um sicherzustellen, dass die Menschenrechte von Menschen afrikanischer Abstammung respektiert, gefördert und umgesetzt werden.
„Dank des aktiven zivilgesellschaftlichen Engagements ist das Bewusstsein für das Problem der strukturellen rassistischen Diskriminierung von Menschen afrikanischer Abstammung gewachsen. Der Start der Internationalen Dekade für Menschen afrikanischer Abstammung in Deutschland und Koalitionsverträge auf Länderebene, die Menschen afrikanischer Abstammung als spezifische Gruppe von Opfern anerkennt, sind wichtige Schritte auf dem Weg zur Anerkennung“, erklärte Sunga.
Die Arbeitsgruppe wird im September 2017 dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen einen Bericht mit ihren Ergebnissen und Empfehlungen vorlegen.
